
 

 

 
Aufgrund des § 2 Abs. 4 und des § 64 Abs. 1 des Gesetzes 
über die Hochschulen des Landes Nordrhein-Westfalen 
(Hochschulgesetz - HG) vom 16.09.2014 (GV.NRW S. 
547), zuletzt geändert durch Gesetz vom 05.12.2023 (GV. 
NRW. S. 1278) hat die Universität Duisburg-Essen fol-
gende Ordnung erlassen: 

 

Artikel I 

Die Prüfungsordnung für den Masterstudiengang Software 
and Network Engineering an der Universität Duisburg-Es-
sen vom 11.06.2019 (Verkündungsblatt Jg. 17, 2019 S. 
217 / Nr. 47), zuletzt geändert durch neunte Änderungsord-
nung vom 17.06.2024 (Verkündungsanzeiger Jg. 22, 2024 
S. 395 / Nr. 70) wird wie folgt geändert: 

 

1. In § 3 wird das Wort „Wirtschaftswissenschaften“ durch 
das Wort „Informatik“ ersetzt.  

 

2. In § 10 Absatz 6 Satz 1 wird das Wort „Wirtschaftswis-
senschaften“ durch das Wort „Informatik“ ersetzt. 

 

3. In § 10 Absatz 6 Satz 1 wird das Wort „Wirtschaftswis-
senschaften“ durch das Wort „Informatik“ ersetzt. 

 

4. In § 11 Absatz 3 Satz 7 wird das Wort „Wirtschaftswis-
senschaften“ durch das Wort „Informatik“ ersetzt. 

 

5. § 13 wird wie folgt geändert: 

a. In Absatz 1 wird das Wort „Wirtschaftswissenschaf-
ten“ durch das Wort „Informatik“ ersetzt. 

b. Absatz 2 wird wie folgt neu gefasst: 

„Der Fakultätsrat der Fakultät für Informatik wählt 
auf Vorschlag der Statusgruppen die Mitglieder in 
den Prüfungsausschuss für den Studiengang, der 
sich wie folgt zusammensetzt: 

 vier Mitglieder aus der Gruppe der Hochschul-
lehrerinnen und Hochschullehrer, 

 ein Mitglied aus der Gruppe der akademischen 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter,  

 zwei Mitglieder aus der Gruppe der Studieren-
den 

Die Vorsitzende oder der Vorsitzende wird aus der 
Gruppe der Hochschullehrerinnen und Hochschul-
lehrer von den stimmberechtigten Mitgliedern des 
Prüfungsausschusses gewählt. Die weiteren Mit-
glieder aus der Gruppe der Hochschullehrerinnen 
und Hochschullehrer sind stellvertretende Vorsit-
zende. Die Amtszeit der Mitglieder aus der Gruppe 
der Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer so-
wie aus der Gruppe der akademischen Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter beträgt zwei Jahre, die Amts-
zeit der studentischen Mitglieder ein Jahr. Wieder-
wahl ist zulässig. 

c. Absatz 5 wird gestrichen. 

d. Die Absätze 6 und 7 werden zu den Absätzen 5 und 
6. 

e. In Absatz 7 werden die folgenden Sätze 2 und 3 
angefügt: 

„Die oder der Vorsitzende kann in unaufschiebba-
ren Angelegenheiten allein entscheiden (Eilent-
scheid). Die oder der Vorsitzende unterrichtet den 
Prüfungsausschuss spätestens in dessen nächster 
Sitzung über die Entscheidung.“ 

f. Die Absätze 8 und 9 werden zu den Absätzen 7 und 
8. 

g. Absatz 8 Satz 5 wird wie folgt neu gefasst: 

„Die studentischen Mitglieder des Prüfungsaus-
schusses sind bei der Bewertung und der Anerken-
nung von Prüfungsleistungen von der Beratung und 
der Beschlussfassung ausgeschlossen.“ 

h. Die Absätze 10 bis 12 werden zu den Absätzen 9 
bis 11. 

 

6. In § 14 wird der folgende Absatz 8 angefügt: 

„Lehnt der Prüfungsausschuss einen Antrag auf Aner-
kennung ab, erhalten die Studierenden einen 
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begründeten Bescheid mit Rechtsbehelfsbelehrung. 
Wird die auf Grund eines Antrags im Sinne des § 63a 
Abs. 5 HG begehrte Anerkennung versagt, kann unbe-
schadet der verfahrens- oder prozessrechtlichen Fris-
ten die antragstellende Person eine Überprüfung der 
Entscheidung durch das Rektorat beantragen. Der An-
trag nach Satz 2 ist zu begründen und in Textform im 
Bereich Prüfungswesen einzureichen.“ 

 

7. In § 22 Absatz 4 Satz 1 wird das Wort „Wirtschaftswis-
senschaften“ durch das Wort „Informatik“ ersetzt. 

 

8. § 25 wird wie folgt geändert: 

a. Nach Absatz 1 wird der folgende neue Absatz 2 ein-
gefügt: 

„Als wichtiger Grund kommen insbesondere eine 
krankheitsbedingte Prüfungsunfähigkeit oder Mut-
terschutz nach den Bestimmungen des Mutter-
schutzgesetzes in Betracht. 

b. Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3 und wie folgt 
neu gefasst: 

„Die für den Rücktritt oder das Versäumnis geltend 
gemachten Gründe müssen unverzüglich, d. h. 
grundsätzlich innerhalb von drei Werktagen nach 
dem Termin der Prüfung beim Bereich Prüfungswe-
sen schriftlich angezeigt und glaubhaft gemacht 
werden (Samstage gelten nicht als Werktage). Im 
Falle einer Krankheit hat die oder der Studierende 
eine ärztliche Bescheinigung vorzulegen, aus der 
sich die Prüfungsunfähigkeit und deren Dauer erge-
ben. Der Krankheit der oder des Studierenden steht 
die Krankheit einer oder eines von der bzw. dem 
Studierenden zu versorgenden Kindes oder zu pfle-
genden Angehörigen im Sinne des § 26 Abs. 4 
gleich. Wurden die Gründe für die Prüfungsunfähig-
keit anerkannt, wird der Prüfungsversuch nicht ge-
wertet. Die oder der Studierende soll in diesem Fall 
den nächsten angebotenen Prüfungstermin wahr-
nehmen.“ 

c. Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 4. 

d. Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 5 und wie folgt 
neu gefasst: 

„Versucht die oder der Studierende, das Ergebnis 
seiner Leistung durch Täuschung, worunter auch 
Plagiate fallen, oder Benutzung nicht zugelassener 
Hilfsmittel zu beeinflussen, gilt die betreffende Leis-
tung als mit „nicht ausreichend“ (5,0) bewertet. In 
diesem Fall kann die doppelte Anzahl an Malus-
punkten vergeben werden. Die Feststellung der 
Täuschung trifft der Prüfungsausschuss. Vor der 
Entscheidung wird der oder dem Studierenden Ge-
legenheit zur Äußerung gegeben. Entsprechendes 
gilt für diejenige oder denjenigen, die oder der zu 
einem Täuschungsversuch einer oder eines ande-
ren Hilfe leistet.  

Zur Feststellung der Täuschung kann sich die Prü-
ferin oder der Prüfer bzw. der Prüfungsausschuss 
des Einsatzes einer entsprechenden Software oder 
sonstiger elektronischer Hilfsmittel bedienen. In 

schwerwiegenden Fällen kann der Prüfungsaus-
schuss die Studierende oder den Studierenden von 
Wiederholungsprüfungen ausschließen. 

Eine Studierende oder ein Studierender, die oder 
der den ordnungsgemäßen Ablauf einer Prüfung 
stört, kann von der jeweiligen Prüferin oder dem je-
weiligen Prüfer oder der oder dem Aufsichtführen-
den nach Abmahnung von der weiteren Teilnahme 
an der Prüfung ausgeschlossen wer- den. In diesem 
Fall gilt die betreffende Leistung als mit „nicht aus-
reichend“ (5,0) bewertet. Es kann die doppelte An-
zahl an Maluspunkten vergeben werden. In schwer-
wiegenden Fällen kann der Prüfungsausschuss die 
Studierende oder den Studierenden von der Erbrin-
gung weiterer Prüfungsleistungen ausschließen. 

e. Die Absätze 5 und 6 werden zu den Absätzen 6 und 
7. 

9. § 26 wird wie folgt neu gefasst: 

„§ 26 

Nachteilsausgleich, 
Studierende in besonderen Situationen 

(1) Macht die oder der Studierende durch ein ärztli-
ches Zeugnis oder Attest oder die Vorlage eines ande-
ren geeigneten Nachweises, insbesondere einer ärztli-
chen Stellungnahme glaubhaft, dass sie oder er auf-
grund von Behinderung oder chronischer Erkrankung 
oder aufgrund der mutterschutzrechtlichen Bestimmun-
gen nicht in der Lage ist, an der Ableistung der Prüfung 
in der vorgesehenen Weise teilzunehmen, legt der Prü-
fungsausschuss auf Antrag der oder des Teilnehmen-
den von dieser Prüfungsordnung abweichende Prü-
fungsbestimmungen unter Berücksichtigung des Ein-
zelfalls nach Maßgabe des Abs. 2 fest. Satz 1 gilt für 
den Erwerb von Teilnahmevoraussetzungen oder Stu-
dienleistungen gemäß § 14 Abs. 8 entsprechend. Der 
Nachteilsausgleich soll sich auf alle im Verlauf des Stu-
diums erforderlichen Leistungen erstrecken, wenn die 
oder der Studierende glaubhaft macht, dass mit einer 
Änderung des Krankheits- oder Behinderungsbildes 
nicht zu rechnen ist. 

(2) Hinsichtlich des Mutterschutzes gelten die ent-
sprechenden Bestimmungen des Mutterschutzgeset-
zes. Die nach dem Mutterschutzgesetz notwendigen 
Erklärungen und Nachweise sind bei der in der Verwal-
tung hierfür eingerichteten Stelle einzureichen. Die Ent-
scheidungen über den Nachteilsausgleich nach Abs. 1 
können insbesondere Abweichungen im Hinblick auf 
die Ableistung der Prüfung, auch hinsichtlich ihrer 
Form, auf die Dauer der Prüfung, auf die Benutzung 
von Hilfsmitteln oder Hilfspersonen sowie auf die Zahl 
und die Voraussetzungen für die Wiederholung von 
Prüfungsleistungen vorsehen. Die Bearbeitungsfristen 
für die Abschlussarbeit werden für die Dauer des Mut-
terschutzes gehemmt. 

(3) Bei Entscheidungen nach Abs. 1 und 2 wird auf 
Antrag der oder des Studierenden die oder der Beauf-
tragte für Studierende mit Behinderung oder chroni-
scher Erkrankung nach Maßgabe des § 62b Abs. 2 HG 
bzw. die zentrale Gleichstellungsbeauftragte beteiligt. 
Vor einer ablehnenden oder abweichenden 
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Entscheidung ist der oder dem Beauftragten Gelegen-
heit zur Stellungnahme zu geben.  

(4) Für Studierende, die nachweisen, dass sie Kinder 
im Sinne des § 25 Abs. 5 BAföG pflegen und erziehen 
oder die Ehegattin oder den Ehegatten, die eingetra-
gene Lebenspartnerin oder den eingetragenen Leben-
spartner oder in gerader Linie Verwandte oder im ers-
ten Grade Verschwägerte pflegen, sind auch dann be-
rechtigt Studien- und Prüfungsleistungen zu erbringen 
und Teilnahmevoraussetzungen oder Leistungspunkte 
zu erwerben, wenn sie beurlaubt sind. Der Prüfungs-
ausschuss kann in begründeten Einzelfällen auf Antrag 
der oder des Studierenden unter Berücksichtigung von 
Ausfallzeiten durch die Pflege und Erziehung Ausnah-
men von den in dieser Prüfungsordnung geregelten 
Prüfungsanforderungen festlegen.“ 

 

10. § 29 Absatz 1 wird wie folgt neu gefasst: 

„Ein Modul ist erfolgreich abgeschlossen, wenn alle die-
sem Modul zugeordneten Leistungen erbracht und die 
Modulprüfung mindestens mit der Note „ausreichend“ 
(4,0) bewertet wurde. Für jedes erfolgreich abgeschlos-
sene Modul werden ECTS-Leistungspunkte gewährt.“ 

 

11. § 32 wird wie folgt geändert: 

a. In Absatz 1 werden die Sätze 3 und 4 durch die fol-
genden Sätze 3 bis 5 ersetzt. 

„Als Anlage zum Zeugnis wird das Transcript of Re-
cords ausgegeben. Das Transcript of Records ent-
hält sämtliche Prüfungen einschließlich der Prü-
fungsnoten. Dem Transcript of Records wird eine 
Bewertung der Gesamtnote gemäß ECTS mit der 
Angabe angefügt, wieviel Prozent der Absolventin-
nen und Absolventen innerhalb der Fakultät in den 
letzten vier abgeschlossenen Semestern diesen 
Masterstudiengang mit der Gesamtnote “sehr gut”, 
“gut”, “befriedigend” oder “ausreichend” abge-
schlossen haben.“ 

b. Absatz 2 wird wie folgt neu gefasst: 

„Mit dem Abschlusszeugnis wird der Absolventin 
oder dem Absolventen durch die Universität ein Dip-
loma Supplement in deutscher Sprache ausgehän-
digt. Das Diploma Supplement enthält 

 persönliche Angaben wie im Zeugnis (siehe 
Abs. 1) 

 allgemeine Hinweise zur Art des Abschlusses,  

 Angaben zu der den Abschluss verleihenden 
Universität,  

 Angaben zu den dem Abschluss zugrunde lie-
genden Studieninhalten, dem Studienverlauf 
und den mit dem Abschluss erworbenen Kom-
petenzen sowie Informationen zu den erbrach-
ten Leistungen, zum Bewertungssystem sowie 
zum Leistungspunktesystem.  

Das Diploma Supplement trägt das gleiche Datum 
wie das Zeugnis. 

c. Nach Absatz 2 wird der folgende neue Absatz 3 
angefügt: 

„Mit dem Zeugnis und dem Diploma Supplement er-
hält die oder der Studierende eine englischspra-
chige Übersetzung.“ 

 

12. § 35 wird wie folgt neu gefasst: 

„Studierenden wird nach Bekanntgabe des Prüfungser-
gebnisses auf Antrag die Einsicht in die Prüfungsakten 
und die Fertigung einer Kopie oder einer sonstigen ori-
ginalgetreuen Reproduktion gewährt. Der Antrag muss 
binnen eines Monats nach Bekanntgabe des Prüfungs-
ergebnisses gestellt werden. Das Nähere, insbeson-
dere Ort und Zeitpunkt der Einsichtnahme bestimmt der 
Prüfungsausschuss. Durch die Einsichtnahme in die 
Prüfungsunterlagen wird die Frist zur Einlegung eines 
Rechtsbehelfs nicht gehemmt.“ 

 

13. In der Anlage 1: Studienplan für den Masterstudien-
gang Software and Network Engineering wird nach 
dem Modul „Fortgeschrittene Themen der Mensch-Com-
puter-Interaktion“ das dieser Ordnung als Anlage 1 ange-
fügte Modul „Fortgeschrittene Aspekte der Informatik“ 
eingefügt. 

 

 

Artikel II 

Diese Ordnung tritt am Tage nach ihrer Veröffentlichung im 
Verkündungsanzeiger der Universität Duisburg-Essen – 
Amtliche Mitteilungen in Kraft. 

 

 

Ausgefertigt aufgrund des Beschlusses des Fakultätsrates 
der Fakultät für Informatik vom 28.08.2024. 

 

 

Hinweis: 

Es wird darauf hingewiesen, dass die Verletzung von Ver-
fahrens- oder Formvorschriften des Hochschulgesetzes 
oder des Ordnungs- oder des sonstigen autonomen Rechts 
der Hochschule gegen diese Ordnung nach Ablauf eines 
Jahres seit ihrer Bekanntmachung nicht mehr geltend ge-
macht werden kann, es sei denn, 

1. die Ordnung ist nicht ordnungsgemäß bekannt gemacht 
worden, 
2. das Rektorat hat den Beschluss des die Ordnung be-
schließenden Gremiums vorher beanstandet, 
3. der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Hochschule vorher gerügt und dabei die verletzte Rechts-
vorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den 
Mangel ergibt, oder 
4. bei der öffentlichen Bekanntmachung der Ordnung ist 
auf die Rechtsfolge des Rügeausschlusses nicht hingewie-
sen worden. 
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Duisburg und Essen, den 19. September 2024 

 

Für die Rektorin 
der Universität Duisburg-Essen 
Der Kanzler (m. d. W. d. G. b.) 

In Vertretung 
Sabine Wasmer 
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Anlage 1:  
 

Studienplan für den Masterstudiengang Software and Network Engineering 
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Teilnahme-
voraussetzung1 

 
 
 
 
 

Prüfung 

 

Fortgeschrittene Aspekte der 
Informatik 6 1.-3. FS WP 

Vorlesung P 2 
 

Klausur (in der Regel: 90-120 
Mi- nuten) oder mündliche 
Prüfung (in der Regel: 20-
40 Minuten) Übung P 2 
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